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5. März 2019 

Rundschreiben Nr. 15/2019 
 
 
 
 
 
An alle 
Kreditinstitute 
 
 
 
 
 
1. Finanzsanktionen angesichts der Lage in der Ukraine  
- Durchführungsverordnung (EU) 2019/352  des Rates vom 4. März 2019 
2. Finanzsanktionen gegen bestimmte Personen und Organisationen, die mit den ISIL 
(Da’esh)- und Al-Qaida-Organisationen in Verbindung stehen 
- Durchführungsverordnung (EU) 2019/353 der Kommission vom 4. März 2019 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
wir möchten Sie über die folgenden Entwicklungen im Bereich der Finanzsanktionen unterrichten: 
 
1. Mit Durchführungsverordnung (EU) 2019/3521 (Anlage 1) hat der Rat der Europäischen Union 

eine Person von der Liste in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 208/20142 (Sanktionsregime 
Ukraine/Russland) gestrichen. Zudem wurde vorgenannter Anhang um einen Abschnitt mit 
Informationen über die Verteidigungsrechte und das Recht auf wirksamen gerichtlichen 
Rechtsschutz ergänzt. 

 

_____________ 
1
  Durchführungsverordnung (EU) 2019/352 des Rates vom 4. März 2019 zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 
208/2014 über restriktive Maßnahmen gegen bestimmte Personen, Organisationen und Einrichtungen angesichts der 
Lage in der Ukraine 

2
  Verordnung (EU) Nr. 208/2014 des Rates vom 5. März 2014 über restriktive Maßnahmen gegen bestimmte Personen, 
Organisationen und Einrichtungen angesichts der Lage in der Ukraine 
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2. Ferner hat die Kommission der Europäischen Union mit Durchführungsverordnung (EU) 
2019/3533 (Anlage 2) eine weitere Person in die Liste der natürlichen und juristischen 
Personen, Organisationen und Einrichtungen in Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 881/20024 
(Sanktionsregime ISIL (Da’esh)/Al-Qaida) aufgenommen.  

 
Wir bitten Sie, uns auf der Grundlage von Artikel Art. 5 Abs. 1 lit. a) der Verordnung (EG) Nr. 
881/2002,  
 

spätestens bis zum 12. März 2019 
 

per E-Mail oder in Ausnahmefällen per Telefax mitzuteilen, ob und welche Gelder bei Ihnen von 
der Durchführungsverordnung (EU) 2019/353 betroffen sind.  
 
Wir möchten Sie darauf hinweisen, dass Sie verpflichtet sind, sich nach dieser Abfrage 
ergebende Änderungen bezüglich der Vermögenswerte, die von Finanzsanktionen betroffen 
sind, unaufgefordert zu melden. 
 
Die Verpflichtungen aus Art. 8 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 208/2014 bzw. Art. 5 Abs. 1 lit. a) 
der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 bleiben unberührt. 
Fehlanzeigen, die auf jeden Fall erforderlich sind, oder Positivmeldungen bitten wir 
ausschließlich unter Beachtung der beigefügten Hinweise (Anlage 3) zu übermitteln. Mit 
derart aufbereiteten Meldungen unterstützen Sie uns bei der Bearbeitung Ihrer Antworten und 
vermeiden Rückfragen. 
 
https://www.bundesbank.de/de/service/finanzsanktionen/sanktionsregimes 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Deutsche Bundesbank 
Hauptverwaltung in Bayern 
Mayrhofer Stange 
 
 
 
Anlagen 
_____________ 
3
  Durchführungsverordnung (EU) 2019/353 der Kommission vom 4. März 2019 zur 295. Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 881/2002 des Rates über die Anwendung bestimmter spezifischer restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte 
Personen und Organisationen, die mit den ISIL (Da’esh)- und Al-Qaida-Organisationen in Verbindung stehen. 

4 Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des Rates vom 27. Mai 2002 über die Anwendung bestimmter spezifischer restriktiver 
Maßnahmen gegen bestimmte Personen und Organisationen, die mit den ISIL (Da´esh)- und  Al-Qaida-
Organisationen in Verbindung stehen. 

https://www.bundesbank.de/de/service/finanzsanktionen/sanktionsregimes


II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2019/352 DES RATES 

vom 4. März 2019 

zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 208/2014 über restriktive Maßnahmen gegen 
bestimmte Personen, Organisationen und Einrichtungen angesichts der Lage in der Ukraine 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION – 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 208/2014 des Rates über restriktive Maßnahmen gegen bestimmte Personen, 
Organisationen und Einrichtungen angesichts der Lage in der Ukraine (1), insbesondere auf Artikel 14 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) am 5. März 2014 hat der Rat die Verordnung (EU) Nr. 208/2014 angenommen. 

(2) Auf der Grundlage einer Überprüfung durch den Rat sollte der Eintrag zu einer Person gestrichen und Anhang I 
durch Informationen über die Verteidigungsrechte und das Recht auf wirksamen gerichtlichen Rechtsschutz 
ergänzt werden. 

(3) Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 208/2014 sollte daher entsprechend geändert werden – 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 208/2014 wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 4. März 2019. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
A. ANTON
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ANHANG 

Anhang I der Verordnung Nr. 208/2014 wird wie folgt geändert:  

1. Der Abschnitt „Liste der natürlichen und juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen gemäß Artikel 2“ 
wird wie folgt geändert: 

a)  Der Titel erhält folgende Fassung: 

„A.  Lis t e  der  n a tür l i ch e n un d  j ur ist ischen Personen,  Organisat ionen und Einr ich tungen 
ge mä ß  Ar ti kel  2 “  

b)  Der Eintrag zu der nachstehend aufgeführten Person wird aus der Liste gestrichen: 

5.  Andrii Petrovych Kliuiev.  

2. Folgender Abschnitt wird angefügt:  

„B. Ve r teidigungsre ch te  u n d  R e c ht  a uf  wirksam en ger ichtl ich en Rechts schutz  

Die Verteidigungsrechte und das Recht auf wirksamen gerichtlichen Rechtsschutz in der Strafprozessordnung der 
Ukraine 

Gemäß Artikel 42 der Strafprozessordnung der Ukraine (im Folgenden ‚Strafprozessordnung‘) stehen jeder 
Person, die in Strafverfahren verdächtigt oder angeklagt wird, Verteidigungsrechte und das Recht auf wirksamen 
gerichtlichen Rechtsschutz zu. Diese umfassen: das Recht auf Unterrichtung darüber, welcher Straftat sie 
verdächtigt wird oder wegen welcher Straftat sie angeklagt worden ist; das Recht auf ausdrückliche und 
umgehende Unterrichtung über ihre Rechte nach der Strafprozessordnung; das Recht, auf erstes Ersuchen hin 
Zugang zu einem Strafverteidiger zu erhalten; das Recht, Anträge auf Verfahrensmaßnahmen einzureichen, sowie 
das Recht, Entscheidungen, Maßnahmen und Unterlassungen des Ermittlers, des Staatsanwalts und des 
Untersuchungsrichters anzufechten. Gemäß Artikel 306 der Strafprozessordnung müssen Beschwerden gegen 
Entscheidungen, Maßnahmen oder Unterlassungen des Ermittlers oder des Staatsanwalts vom 
Untersuchungsrichter eines örtlichen Gerichts im Beisein des Beschwerdeführers oder seines Strafverteidigers oder 
rechtlichen Vertreters geprüft werden. Darüber hinaus sind in Artikel 309 der Strafprozessordnung die 
Entscheidungen der Untersuchungsrichter, gegen die Berufung eingelegt werden kann, festgelegt, und es wird 
präzisiert, dass andere Entscheidungen im Laufe der vorbereitenden Verfahren vor Gericht einer gerichtlichen 
Überprüfung unterliegen können. Ferner ist eine Reihe verfahrensrechtlicher Ermittlungsmaßnahmen nur nach 
einer Entscheidung des Untersuchungsrichters oder eines Gerichts möglich (beispielsweise die Beschlagnahme von 
Eigentum gemäß Artikel 164 und Inhaftierungsmaßnahmen gemäß Artikel 176 der Strafprozessordnung). 

Anwendung der Verteidigungsrechte und des Rechts auf wirksamen gerichtlichen Rechtsschutz bei jeder der 
aufgeführten Personen  

1. Viktor Fedorovych Yanukovych 

Aus den Informationen in der Akte des Rates geht hervor, dass die Verteidigungsrechte und das Recht auf 
wirksamen gerichtlichen Rechtsschutz von Herrn Yanukovych in den Strafverfahren, auf die sich der Rat 
gestützt hat, gewahrt worden sind. Belege hierfür sind insbesondere eine Reihe gerichtlicher Entscheidungen 
im Zusammenhang mit der Beschlagnahme von Eigentum und eine gerichtliche Entscheidung vom 
1. November 2018 über die Erteilung der Genehmigung für die Festnahme des Verdächtigen, seine 
Vorladung vor Gericht und seine Überstellung an das Gericht sowie eine Entscheidung des Untersuchungs­
richters vom 8. Oktober 2018, mit der der Antrag der Staatsanwaltschaft auf eine besondere vor dem 
Hauptverfahren und in Abwesenheit erfolgende Ermittlung zurückgewiesen wird.  

2. Vitalli Yuriyovych Zakharchenko 

Aus den Informationen in der Akte des Rates geht hervor, dass die Verteidigungsrechte und das Recht auf 
wirksamen gerichtlichen Rechtsschutz von Herrn Zakharchenko in den Strafverfahren, auf die sich der Rat 
gestützt hat, gewahrt worden sind. Belege hierfür sind insbesondere die Entscheidungen des Untersuchungs­
richters vom 21. Mai und 23. November 2018, in denen die Genehmigung erteilt wird, Herrn Zakharchenko 
festzunehmen, um ihn zum Zweck der Teilnahme an einer Anhörung über die Anwendung der Ingewahr­
samnahme an das Gericht zu überstellen.  

3. Viktor Pavlovych Pshonka 

Aus den Informationen in der Akte des Rates geht hervor, dass die Verteidigungsrechte und das Recht auf 
wirksamen gerichtlichen Rechtsschutz von Herrn Pshonka in den Strafverfahren, auf die sich der Rat gestützt 
hat, gewahrt worden sind. Belege hierfür sind insbesondere die Entscheidungen des Untersuchungsrichters 
vom 12. März und 13. August 2018, mit denen die Genehmigung erteilt wird, Herrn Pshonka 
festzunehmen, um ihn zum Zweck der Teilnahme an einer Anhörung über die Anwendung der Ingewahr­
samnahme an das Gericht zu überstellen. 
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6. Viktor Ivanovych Ratushniak 

Aus den Informationen in der Akte des Rates geht hervor, dass die Verteidigungsrechte und das Recht auf 
wirksamen gerichtlichen Rechtsschutz von Herrn Ratushniak in den Strafverfahren, auf die sich der Rat 
gestützt hat, gewahrt worden sind. Belege hierfür sind insbesondere die Entscheidungen des Untersuchungs­
richters vom 21. Mai und 23. November 2018, mit denen die Genehmigung erteilt wird, Herrn Ratushniak 
festzunehmen, um ihn zum Zweck der Teilnahme an einer Anhörung über die Anwendung der Ingewahr­
samnahme an das Gericht zu überstellen.  

7. Oleksandr Viktorovych Yanukovych 

Aus den Informationen in der Akte des Rates geht hervor, dass die Verteidigungsrechte und das Recht auf 
wirksamen gerichtlichen Rechtsschutz von Herrn Yanukovych in den Strafverfahren, auf die sich der Rat 
gestützt hat, gewahrt worden sind. Belege hierfür sind insbesondere die Entscheidung des Untersuchungs­
richters vom 7. Februar 2018, mit der der Antrag der Staatsanwaltschaft auf eine besondere vor dem 
Hauptverfahren und in Abwesenheit erfolgenden Ermittlung zurückgewiesen wird, eine Reihe von 
gerichtlichen Entscheidungen im Zusammenhang mit der Beschlagnahme von Eigentum und die 
Entscheidung des Untersuchungsrichters vom 27. Juni 2018 zur Aufhebung der Entschließung der Staatsan­
waltschaft, mit der der Antrag der Verteidigung auf Abschluss der Untersuchung abgelehnt worden war.  

9. Artem Viktorovych Pshonka 

Aus den Informationen in der Akte des Rates geht hervor, dass die Verteidigungsrechte und das Recht auf 
wirksamen gerichtlichen Rechtsschutz von Herrn Pshonka in den Strafverfahren, auf die sich der Rat gestützt 
hat, gewahrt worden sind. Belege hierfür sind insbesondere die Entscheidungen des Untersuchungsrichters 
vom 12. März und 13. August 2018, mit denen die Genehmigung erteilt wird, Herrn Pshonka 
festzunehmen, um ihn zum Zweck der Teilnahme an einer Anhörung über die Anwendung der Ingewahr­
samnahme an das Gericht zu überstellen.  

11. Mykola Yanovych Azarov 

Aus den Informationen in der Akte des Rates geht hervor, dass die Verteidigungsrechte und das Recht auf 
wirksamen gerichtlichen Rechtsschutz von Herrn Azarov in den Strafverfahren, auf die sich der Rat gestützt 
hat, gewahrt worden sind. Belege hierfür sind insbesondere die Entscheidung des Untersuchungsrichters vom 
8. September 2018, mit der die Erlaubnis für Sonderermittlungen in Abwesenheit erteilt wird, sowie die 
Entscheidung des Untersuchungsrichters vom 16. August 2018, mit der die Genehmigung erteilt wird, Herrn 
Azarov festzunehmen, um ihn zum Zweck der Teilnahme an einer Anhörung über die Anwendung der 
Ingewahrsamnahme an das Gericht zu überstellen, sowie eine Reihe von gerichtlichen Entscheidungen über 
die Beschlagnahme von Eigentum.  

12. Serhiy Vitalyovych Kurchenko 

Aus den Informationen in der Akte des Rates geht hervor, dass die Verteidigungsrechte und das Recht auf 
wirksamen gerichtlichen Rechtsschutz von Herrn Kurchenko in den Strafverfahren, auf die sich der Rat 
gestützt hat, gewahrt worden sind. Ein Beleg hierfür ist insbesondere die Entscheidung des Untersuchungs­
richters vom 7. März 2018, mit der die Genehmigung für eine Sonderermittlung in Abwesenheit erteilt wird.  

13. Dmytro Volodymyrovych Tabachnyk 

Aus den Informationen in der Akte des Rates geht hervor, dass die Verteidigungsrechte und das Recht auf 
wirksamen gerichtlichen Rechtsschutz von Herrn Tabachnyk in den Strafverfahren, auf die sich der Rat 
gestützt hat, gewahrt worden sind. Belege hierfür sind insbesondere die Entscheidungen des Untersuchungs­
richters vom 8. Mai 2018, mit denen die Genehmigung erteilt wird, Herrn Tabachnyk festzunehmen, um ihn 
zum Zweck der Teilnahme an einer Anhörung über die Anwendung der Ingewahrsamnahme an das Gericht 
zu überstellen.  

15. Serhiy Hennadiyovych Arbuzov 

Aus den Informationen in der Akte des Rates geht hervor, dass die Verteidigungsrechte und das Recht auf 
wirksamen gerichtlichen Rechtsschutz von Herrn Arbuzov in den Strafverfahren, auf die sich der Rat gestützt 
hat, gewahrt worden sind. Belege hierfür sind insbesondere eine Reihe gerichtlicher Entscheidungen über die 
Beschlagnahme von Eigentum sowie über Aufhebungen der Beschlagnahme von Eigentum.  

17. Oleksandr Viktorovych Klymenko 

Aus den Informationen in der Akte des Rates geht hervor, dass die Verteidigungsrechte und das Recht auf 
wirksamen gerichtlichen Rechtsschutz von Herrn Klymenko in den Strafverfahren, auf die sich der Rat 
gestützt hat, gewahrt worden sind. Ein Beleg hierfür ist insbesondere die Entscheidung des Untersuchungs­
richters vom 5. Oktober 2018, mit der die Erlaubnis für eine Sonderermittlung in Abwesenheit erteilt wird. 
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18. Edward Stavytskyi 

Aus den Informationen in der Akte des Rates geht hervor, dass die Verteidigungsrechte und das Recht auf 
wirksamen gerichtlichen Rechtsschutz von Herrn Stavytskyi in den Strafverfahren, auf die sich der Rat 
gestützt hat, gewahrt worden sind. Belege hierfür sind eine Reihe gerichtlicher Entscheidungen über die 
Beschlagnahme von Eigentum, die Entscheidung des Untersuchungsrichters vom 22. November 2017, mit 
der die Genehmigung für eine Sonderermittlung in Abwesenheit erteilt wird, die Anweisungen des 
Staatsanwalts vom 2. Januar 2018 an den Ermittler, den Verdächtigen und ihren Strafverteidigern den 
Abschluss der vor dem Hauptverfahren erfolgenden Untersuchungen mitzuteilen, sowie der Umstand, dass 
am 8. Mai 2018 die Anklage zur inhaltlichen Prüfung an das Bezirksgericht Sviatoshyn in Kiew verwiesen 
wurde. Aus den Informationen geht ferner hervor, dass keine frühere rechtskräftige Entscheidung der 
Staatsanwaltschaft, keine strafrechtlichen Ermittlungen einzuleiten, vorlag, und dass mit dem einschlägigen 
Strafverfahren deshalb nicht gegen den Grundsatz ”ne bis in idem” verstoßen wurde.“  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2019/353 DER KOMMISSION 

vom 4. März 2019 

zur 295. Änderung der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des Rates über die Anwendung bestimmter 
spezifischer restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte Personen und Organisationen, die mit den 

ISIL (Da'esh)- und Al-Qaida-Organisationen in Verbindung stehen 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des Rates vom 27. Mai 2002 über die Anwendung bestimmter 
spezifischer restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte Personen und Organisationen, die mit den ISIL (Da'esh)- und 
Al-Qaida-Organisationen in Verbindung stehen (1), insbesondere auf Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a und Artikel 7a 
Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 enthält die Liste der Personen, Gruppen und Organisationen, deren 
Gelder und wirtschaftliche Ressourcen mit der Verordnung eingefroren werden. 

(2) Der Sanktionsausschuss des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen hat am 28. Februar 2019 beschlossen, einen 
Eintrag in die Liste der Personen, Gruppen und Organisationen, deren Gelder und wirtschaftliche Ressourcen 
einzufrieren sind, aufzunehmen. Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 sollte daher entsprechend geändert 
werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 4. März 2019 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 

Leiter des Dienstes für außenpolitische Instrumente  
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ANHANG 

In Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 wird unter „Natürliche Personen“ der folgende Eintrag angefügt: 

„Hamza Usama Muhammad bin Laden. Geburtsdatum: 9.5.1989. Geburtsort: Dschidda, Saudi-Arabien. Staatsange­
hörigkeit: saudi-arabisch. Sonstige Angaben: a) Sohn von Osama bin Laden (verstorben); b) von Aiman Muhammed 
Rabi al-Zawahiri als offizielles Mitglied von Al-Qaida bekannt gegeben. Hat Anhänger von Al-Qaida zu Terroran­
schlägen aufgerufen. Gilt als wahrscheinlichster Nachfolger von al-Zawahiri. Tag der Benennung nach Artikel 7d 
Absatz 2 Buchstabe i: 28.2.2019.“  
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                                                                                                                        Anlage 3 

Deutsche Bundesbank          
Servicezentrum Finanzsanktionen 
 
 

Hinweise für Rückmeldungen bei Abfragen zu Finanzsanktionsrechtsakten 
 
 

Bitte beachten Sie für Ihre Rückmeldung die folgenden Hinweise:  
 
- Antworten Sie grundsätzlich per E-Mail (möglichst mit Antwortfunktion zu diesem 

Mail). Ergänzen Sie beim Antwort-Mail in der von uns vorgegebenen Thema-
/Betreff-Zeile hinter der Position „Meldung“ entweder „Fehlanzeige“ oder 
„siehe gesonderte Meldung“.  

 
- Fügen Sie Ihre Bankleitzahl in der Thema-/Betreff-Zeile am dafür vorgese-

henen Platz ein.  
 
- Muster für die Thema-/Betreff-Zeile Ihres Antwort-Mails: 
 

Rundschreiben Nr. 15/2019, Meldung: Fehlanzeige, BLZ: xxxxxxxx 
 
oder  
 
Rundschreiben Nr. 15/2019, Meldung: Siehe gesonderte Meldung,  
BLZ: xxxxxxxx 
 

- Sofern Sie nicht die Antwortfunktion nutzen, gestalten Sie die Thema-/Betreff-
Zeile Ihres Mails gemäß diesen Vorgaben und senden Sie Ihre Meldung an die 
ausschließlich für Abfragen vorgesehene E-Mail-Adresse  

 
sz.finanzsanktionen.abfrage@bundesbank.de 

 
- Die Erfassung Ihrer Meldung erfolgt elektronisch und ist begrenzt auf die 

vorbezeichneten Angaben in der Thema-/Betreff-Zeile. Sofern Sie für mehre-
re Institute (BLZ) Auskünfte erteilen, ist insoweit für jedes Institut eine ge-
sonderte Anzeige abzugeben. Ferner ist die Meldung stets für jedes Rund-
schreiben getrennt zu erstatten. Sonstige über die Angaben in der Thema-/ 
Betreff-Zeile hinausgehenden weiteren Mitteilungen sind als separates Mail 
an die allgemeine E-Mail-Adresse: sz.finanzsanktionen@bundesbank.de zu 
richten. 

 
- Sollten Sie ausnahmsweise Ihre Rückmeldung per Telefax senden, gestalten Sie 

bitte die Thema-/Betreff-Zeile ebenfalls gemäß den oben angeführten Vorgaben 
und übermitteln Sie Ihr Dokument an die eigens hierfür eingerichtete 
 

Fax-Nr. 069 709097- 3801 

  

mailto:sz.finanzsanktionen.abfrage@bundesbank.de
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